
es sich daher mit einem Antrag auf abstrakte Normenkontrolle an
das BVerfG.

Auch hier wäre in der Begründetheit eine umfängliche Prü-
fung der Verfassungsmäßigkeit durchzuführen, die sich durch
das Hinzufügen formeller Fehler im Gesetzgebungsverfahren
beliebig erweitern ließe.

IV. Organstreitverfahren

Zuletzt kommt auch eine prozessuale Einkleidung als Organ-
streit in Betracht.

Beispiel 4: Bundespräsident S hält das Gesetz zur Herstellung mate-
rieller Gerechtigkeit für verfassungswidrig und fertigt es daher nicht
aus. Der Deutsche Bundestag sieht sich durch die Nichtausfertigung
in seinen Gesetzgebungsrechten verletzt und geht daher im Wege
des Organstreitverfahrens gegen den Bundespräsidenten vor.

Indem sich Bundespräsident Steinmeier trotz verfassungs-
rechtlicher Zweifel für eine Ausfertigung und Verkündung
des Gesetzes entschied, konnte eine solche Situation in der
Realität abgewendet werden. Gleichwohl bietet sich diese
Fallkonstellation an, um die materiellen Probleme verfas-
sungsprozessual als Organstreit einzukleiden. Im Rahmen
der Begründetheit würde hierbei auch die Frage nach dem
Prüfungsrecht des Bundespräsidenten virulent. Insoweit wür-

de der materielle Prüfungsmaßstab im Vergleich zu den oben-
stehenden Konstellationen divergieren: Indem der Bundes-
präsident in materieller Hinsicht nach überwiegender An-
sicht61 auf eine „Evidenzkontrolle“ beschränkt ist, müsste
dem Gesetz eine offensichtliche materielle Verfassungswid-
rigkeit attestiert werden. Da auch gute Gründe für die Ver-
fassungsmäßigkeit der Norm sprechen, ist das Gesetz zumin-
dest nicht offensichtlich verfassungswidrig.

D. AUSBLICK

Die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit des § 362 Nr. 5
StPO wird Literatur und Rechtsprechung bis zu einer Ent-
scheidung des BVerfG in der Hauptsache beschäftigen. Gute
Gründe sprechen jeweils für und gegen eine Verletzung des
Art. 103 III GG. Ebenso verhält es sich mit der Frage nach
der Zulässigkeit der echten Rückwirkung aus zwingenden
Gründen des öffentlichen Wohls. Lediglich eine Verletzung
des Art. 103 II GG lässt sich mit den besseren Argumenten
ablehnen. Da die aufgezeigten Probleme vielfältig verfas-
sungsprozessual eingekleidet werden können, sollten sich
Studierende unbedingt mit der Frage der Verfassungsmäßig-
keit des § 362 Nr. 5 StPO vertraut machen.

61 Degenhart, Staatsrecht I, 37. Aufl. 2021, § 10 Rn. 812; Ipsen, Staatsorganisations-
recht, 33. Aufl. 2021, § 9 Rn. 28; Voßkuhle/Schemmel JuS 2021, 118 (120).

ÜBUNGSBLÄTTER STUDIUM · EXAMINATORIUM KLAUSUR ÖFFENTLICHES RECHT · „,CORONAAUSBRÜCHE …“

Dr. Jannika Jahn, LL.B. (London), und Paula Anna Jenner, Heidelberg*

„,Coronaausbrüche in der Fleischfabrik‘ – Arbeitsstopp für Grenzpendler aus
Großbetrieben der Fleischproduktion“

Verfassungs- und Europarecht
Fortgeschrittenenklausur/Examensklausur
3 Stunden
Gesetzestexte GG, BVerfGG, AEUV

& SACHVERHALT

Zur Eindämmung der deutschlandweiten Corona-Infektionen ergreifen Bundes- und Landes-
regierungen vielfach Maßnahmen mit Auswirkung auf den innereuropäischen und inländi-
schen Arbeitsmarkt. Infolge der Ausbreitung der Virusvariante B.1.1.7, die nach bisherigem
wissenschaftlichem Kenntnisstand und Erfahrungen in Irland und Polen als deutlich infektiö-
ser gilt und nach begrenzten Datensätzen eine erhöhte Fallsterblichkeit aufweist, wird die
Tschechische Republik als Virus-Variantengebiet eingestuft. Außerdem ordnet das Bundes-
ministerium des Innern (BMI) vorübergehend die Wiedereinführung von Grenzkontrollen
an, um die Einschleppung der Variante nach Deutschland möglichst zu verhindern. Damit
einhergehende Einreisebeschränkungen führen dazu, dass EU-Ausländer nur dann nach
Deutschland zur Arbeitsaufnahme einreisen dürfen, wenn sie einer sog. systemrelevanten
Berufsgruppe (zu denen das BMI zB Arzt- oder Pflegepersonal zählt) angehören. Dies soll,
möglichst ohne strengere Kontaktbeschränkungen und ohne Lockdown von Betrieben, Schu-
len und KiTas, eine Beherrschung der Pandemielage sichern.

* Die Verfasserin Jahn ist wissenschaftliche Referentin am Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völker-
recht. Die Verfasserin Jenner ist Rechtsreferendarin am LG Frankfurt a.M. Dem Fall liegen die Entscheidungen BVerfG NJW
2022, 139; 2011, 3428; SächsOVG BeckRS 2021, 31370; VG Berlin BeckRS 2021, 5048; VG Düsseldorf BeckRS 2020, 21101; VG
Münster BeckRS 2020, 18971 zugrunde.
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Die A-SE (A) ist ein in Tschechien ansässiges mittelständisches Fleischgewerbe-Unterneh-
men, das in einer unselbstständigen Betriebsstätte in Sachsen neben deutschen vor allem
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Tschechien beschäftigt, die täglich zur Arbeit nach
Deutschland pendeln. Nachdem die A ohne Erfolg vor den Verwaltungsgerichten auf Fest-
stellung der Rechtswidrigkeit der Einreisebeschränkung geklagt hatte, erhebt sie gegen das
klageabweisende Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) Verfassungsbeschwerde
zum Bundesverfassungsgericht (BVerfG). Sie ist der Ansicht, dass die Einreisebeschränkun-
gen generell, nicht zuletzt auch wegen der fehlenden zeitlichen Befristung, unionsrechtswid-
rig seien. Außerdem sei es nach verfassungsrechtlichen Maßstäben evident unverhältnismäßig,
dass es außer für Angehörige systemrelevanter Berufe keine Ausnahmetatbestände für die
Einreise gebe. Einer Virusausbreitung könne bereits mit betrieblichen Hygienekonzepten
und Test- und Quarantäneregeln wirksam begegnet werden. Durch die verzögerte Bearbei-
tung laufender Aufträge und Auftragsstornierungen drohten ihr existenzgefährdende Um-
satzeinbußen und Kundschaftsverluste. Außerdem würden ihre Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer schlechter behandelt als Angehörige systemrelevanter Berufe, ohne dass es
Anhaltspunkte dafür gebe, dass diese das Infektionsgeschehen stärker beeinflussten. Für die
Einreise und Arbeitsaufnahme in Deutschland dürfe doch nur nach Infektionsstatus differen-
ziert werden. Schließlich müsse auch irgendwie vor dem BVerfG zu rügen sein, dass die
Einreisebeschränkungen gegen Art. 45 AEUV, § 2 FreizügG/EU verstoßen.

Die Bundesregierung hält die A bereits für nicht beschwerdebefugt, da nicht sie, sondern nur
die von ihr beschäftigten Grenzpendlerinnen und Grenzpendler überhaupt betroffen seien.
Als EU-Ausländerin könne sie sich nicht an das BVerfG wenden. Die Einreisebeschränkun-
gen seien zur Pandemiebekämpfung und zur Verhinderung des Einschleppens und Ausbrei-
tens der Virusvariante erforderlich und verhältnismäßig. Dies sei nötig, da die Bevölkerung
noch nicht hinreichend geimpft sei und anderenfalls schwerere Freiheitsbeschränkungen
drohten. Aufgrund des flächendeckenden Auftretens von Infektionen dürfe keine zu rigorose
Einzelfallprüfung verlangt werden, es seien generell anwendbare Leitlinien erforderlich. Die
Ausnahme für Angehörige systemrelevanter Berufe sei gerechtfertigt, da diese entscheidend
zur Pandemiebekämpfung beitrügen. In Bezug auf Art. 45 AEUV sei die A erst recht vor
dem falschen Gericht, dies sei Sache des Europäischen Gerichtshofs (EuGH). Insoweit habe
das BVerwG zurecht die Anwendbarkeit und die Eröffnung des persönlichen Gewährleis-
tungsbereichs abgelehnt. Unabhängig davon sei ein Eingriff nach § 6 I 2 FreizügG/EU bzw.
Art. 45 III AUEV gerechtfertigt.

Bearbeitervermerk:

1. Prüfen Sie die Erfolgsaussichten der Verfassungsbeschwerde der A, gegebenenfalls hilfsgutachterlich.

2. Setzen sie die formelle Rechtmäßigkeit der Anordnung des BMI voraus.

3. Es wird auf §§ 2 I, II, 6 I FreizügG/EU als Umsetzungsgesetz der Freizügigkeitsrichtlinie 2004/38/EG
und auf § 28 I IfSG (in der Fassung vom 19.5.2020) unter Annahme ihrer Verfassungsmäßigkeit
hingewiesen.

4. Legen Sie bei Ihrer Bearbeitung nur die genannten Entwicklungen und Kenntnisstände zur Corona-
pandemie zugrunde.

& LÖSUNG

VERFASSUNGSBESCHWERDE DER A

Die Verfassungsbeschwerde der A hat Aussicht auf Erfolg, wenn sie zulässig und begründet
ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig, wenn die Sachentscheidungsvoraussetzungen gem.
Art. 93 I Nr. 4 a GG, §§ 90 ff. BVerfGG erfüllt sind.

I. Zuständigkeit

Das BVerfG ist nach Art. 93 I Nr. 4 a GG iVm §§ 13 Nr. 8 a, 90 ff. BVerfGG für Ver-
fassungsbeschwerden zuständig.
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